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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 727/70 DES RATES

vom 21. April 1970

über die Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für Rohtabak

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die
Artikel 42 und 43,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (*),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des Ge­
meinsamen Marktes geht die Gestaltung einer ge­
meinsamen Agrarpolitik Hand in Hand; sie muß ins­
besondere gemeinsame Marktorganisationen ein­
schließen, welche je nach Erzeugnis verschiedene For­
men annehmen können.

Für die Wirtschaft bestimmter Gebiete der Gemein­
schaft ist die gemeinschaftliche Erzeugung von Roh­
tabak von ganz besonderer Bedeutung und stellt für
die Erzeuger dieser Gebiete den überwiegenden Teil
ihres Einkommens dar.

Für ungefähr 90 v . H. der Gemeinschaftserzeugung
wird den Erzeugern zur Zeit im Rahmen der nationa­
len Marktordnungen eine Sicherheit für den Absatz
ihrer Ernte zu Preisen gegeben, die ihnen ein ange­
messenes Einkommen gewährleisten.

Durch die Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs
auf die Einfuhren aus dritten Ländern kann bei dem
größten Teil der Gemeinschaftserzeugung der Unter­
schied zwischen dem Selbstkostenpreis dieser Erzeug­

nisse und den Weltmarktpreisen nicht ausgeglichen
werden.

Es ist daher zweckmäßig, gemeinsame Bestimmungen
zu erlassen, die den Erzeugern in der Gemeinschaft
für ihre Beschäftigung und Lebenshaltung Sicherhei­
ten bieten, die denen gleichwertig sind, die sie im
Rahmen der Marktordnung ihres Landes erhalten.

Diese Ziele lassen sich durch ein auf einer Zielpreis­
und Interventionspreisregelung beruhendes Interven­
tionssystem verwirklichen, das einerseits den Ankauf
zum Interventionspreis zur Auflage macht und ande­
rerseits die Gewährung von Prämien an die Abneh­
mer vorsieht, die Tabakblätter unmittelbar beim Ge­
meinschaftserzeuger kaufen. Diese Regelung ist in der
Weise anzuwenden, daß die Qualitätsverbesserung
und die Anpassung der Produktion, insbesondere
durch Umstellung der Kulturen auf wettbewerbsfähi­
gere oder gefragtere Sorten, gefördert werden.

Zu diesem Zweck muß der Zielpreis jährlich auf
einer Höhe festgesetzt werden, die den Erzeugern un­
ter Berücksichtigung der künftig erforderlichen Aus­
richtung der Erzeugung einen ausreichenden Erlös ge­
währleistet und somit eine rationelle Betriebsführung
und die wirtschaftliche Lebensfähigkeit der Unterneh­
men voraussetzt. Der niedriger als der Zielpreis fest­
gesetzte Interventionspreis muß den Mindestpreis
darstellen, zu dem die Erzeuger ihre Erzeugnisse ab­
setzen; daher müssen die Interventionsstellen ver­
pflichtet werden, den gesamten ihnen von den Erzeu­
gern angebotenen Tabak zum Interventionspreis an­
zukaufen.

Um den freien Abschluß von Handelsgeschäften auf
dem Tabakmarkt zu gewährleisten und es den Er­
zeugern zu ermöglichen, einen höheren Preis als den
garantierten Interventionspreis zu erzielen, müssen
die Käufe gefördert werden, welche die Abnehmer
unmittelbar bei den Erzeugern zu einem Erzeuger­

(*) ABl. Nr. C 97 vom 28 . 7. 1969, S. 52.
(2) ABl. Nr. C 21 vom 20. 2. 1969, S. 1 .
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Die Wirksamkeit der gesamten Maßnahmen im Rah­
men der gemeinsamen Marktorganisation für Rohta­
bak würde durch die Gewährung bestimmter Beihil­
fen seitens der Mitgliedstaaten gefährdet. Es ist
zweckmäßig, die Bestimmungen des Vertrages, die
eine Beurteilung der von den Mitgliedstaaten gewähr­
ten Beihilfen und ein Verbot der mit dem Gemeinsa­
men Markt unvereinbaren Beihilfen ermöglichen, auf
dem Rohtabaksektor anzuwenden.

Da die Maßnahmen der Gemeinschaft in ihrer Ge­
samtheit den Erzeugern die erforderlichen Sicherhei­
ten bieten, können die einzelstaatlichen Maßnahmen
betreffend den Anbau und den Absatz von Rohtabak
aufgehoben werden.

Um eine ausgewogene Entwicklung der Erzeugung
entsprechend dem Bedarf der Gemeinschaft sicherzu­
stellen , sollte ein System zur Überwachung dieser
Entwicklung eingeführt werden ; sollten im Zuge die­
ser Entwicklung bestimmte Grenzen hinsichtlich der
von den Interventionsstellen übernommenen Mengen
und des Produktionsvolumens überschritten werden,
so sind geeignete Maßnahmen zur Beseitigung dieses
Mißverhältnisses zu treffen ; zugunsten der von diesen
Maßnahmen betroffenen Erzeuger können Beihilfe­
programme beschlossen werden.

Die Ausgaben der Mitgliedstaaten auf Grund der sich
aus dieser Verordnung ergebenden Verpflichtungen
gehen gemäß den Verordnungsbestimmungen über
die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik in die
finanzielle Verantwortung der Gemeinschaft über. j

Die gemeinsame Marktorganisation für Rohtabak .
muß zugleich den in den Artikeln 39 und 110 des
Vertrages vorgesehenen Zielen in geeigneter Weise
Rechnung tragen.

Um die Durchführung der in Aussicht genommenen
Maßnahmen zu erleichtern, ist ein Verfahren vorzuse­
hen, durch das im Rahmen des Verwaltungsausschus­
ses eine enge Zusammenarbeit zwischen den Mitglied­
staaten und der Kommission herbeigeführt wird —

preis tätigen, der sich möglichst weitgehend dem
Zielpreis nähert.

Zu diesem Zweck ist den unmittelbar bei den Erzeu­
gern kaufenden Abnehmern eine Prämie zu gewäh­
ren ; durch diese Prämie soll ermöglicht werden, daß
der auf diese Weise gekaufte Tabak zu normalen
Wettbewerbsbedingungen abgesetzt wird.

Es ist zweckmäßig, die Prämie auch den Erzeugern zu
gewähren, die die erste Bearbeitung und Aufbereitung
ihrer Ernte selbst durchführen.

Der Absätz des Tabaks im Besitz der Interventions­
stellen muß so geregelt werden, daß Marktstörungen
vermieden werden und allen Abnehmern der gleiche
Zugang zum Markt gewährleistet wird.

Auf Grund der geplanten Preis- und Interventions­
maßnahmen kann eine Einfuhrregelung in Aussicht
genommen werden, die sich nur auf die Anwendung
des Gemeinsamen Zolltarifs erstreckt; dieser gilt ge­
mäß dem Vertrag automatisch ab 1 . Januar 1970.

Unter Berücksichtigung dieser gesamten Maßnahmen
kann auf die Anwendung aller mengenmäßigen Be­
schränkungen an den Außengrenzen der Gemein­
schaft verzichtet werden. Dieses Verfahren kann sich
jedoch ausnahmsweise als unzureichend erweisen .
Damit in solchen Fällen der Gemeinschaftsmarkt ge­
gen möglicherweise daraus entstehende Störungen
nicht ungeschützt bleibt, wenn die früheren Einfuhr­
hemmnisse beseitigt worden sind, muß es der Ge­
meinschaft ermöglicht werden, rasch alle erforder­
lichen Maßnahmen zu treffen.

Um eine Beteiligung der Gemeinschaft am internatio­
nalen Rohtabakhandel zu ermöglichen, sollte die
Zahlung einer Erstattung bei der Ausfuhr vorgesehen
werden.

Ab 1 . Januar 1970 sind die Erhebung von Zöllen
oder Abgaben gleicher Wirkung und die Anwendung
mengenmäßiger Beschränkungen oder Maßnahmen
gleicher Wirkung im innergemeinschaftlichen Handel
gemäß dem Vertrag automatisch verboten . Ferner
umfaßt die Errichtung einer gemeinsamen Marktor­
ganisation für Rohtabak die Beseitigung aller Abga­
ben mit gleicher Wirkung wie Zölle und aller men­
genmäßigen Beschränkungen oder Maßnahmen glei­
cher Wirkung, die Bestandteil der Marktordnungen
der einzelnen Länder für Tabak waren ; da es am
31 . Dezember 1969 keine Mindestpreise mehr gab,
ist die Anwendung von Artikel 44 des Vertrages
automatisch ab 1 . Januar 1970 ausgeschlossen.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Es wird eine gemeinsame Marktorganisation für Roh­
tabak geschaffen.

Diese Marktorganisation umfaßt eine Preis- und Han­
delsregelung und gilt für Tabak, unverarbeitet, und
Tabakabfälle der Tarifnummer 24.01 des Gemeinsa­
men Zolltarifs .
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TITEL I

Preisregelung

Artikel 2

( 1 ) Für Tabakblätter werden jährlich für die Ge­
meinschaft auf der Erzeugerstufe Zielpreise und Inter­
ventionspreise für die Ernte des folgenden Kalender­
jahres festgesetzt.

(2) Der Zielpreis wird auf der Grundlage des für
die vorhergehende Ernte geltenden Zielpreises auf
einer Höhe festgesetzt, die der Notwendigkeit Rech­
nung trägt, eine der Wirtschaftsstruktur und den
natürlichen Bedingungen der Gemeinschaftserzeu­
gung entsprechende Spezialisierung zu fördern , und
gleichzeitig auf der Grundlage rationell geführter und
wirtschaftlich lebensfähiger Betriebe zu einer Quali­
tätsverbesserung beiträgt und den Erzeugern ein an­
gemessenes Einkommen sichert.

Der Interventionspreis wird auf einer Höhe von 90
v . H. des entsprechenden Zielpreises festgesetzt.

(3 ) Die Ziel- und Interventionspreise werden fest­
gesetzt :

a ) für Tabakblätter, die noch nicht eine erste Bear­
beitung und Aufbereitung erfahren haben ;

b ) für jede Sorte der Gemeinschaftserzeugung;

c ) für eine Bezugsqualität jeder Sorte, deren Merk­
male festgelegt werden und die für die Qualität
einer normalen Ernte hinreichend repräsentativ
ist . \

(4 ) Unter Tabaksorten der Gemeinschaftserzeu­
gung sind die verschiedenen nach ihren botanischen
Merkmalen festgelegten Typen zu verstehen ; dies
schließt nicht aus , daß erforderlichenfalls Änderun­
gen dieser Typen entsprechend der Ökologie berück­
sichtigt werden .

(5 ) Die in diesem Artikel genannten Preise sowie
die für sie maßgebenden Bezugsqualitäten werden
jährlich vor dem 1 . August nach dem Verfahren des
Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages festgesetzt.

Die Prämie wird nur solchen Käufern gewährt,
i ) die mit den Erzeugern Verträge gemäß Absatz 3
geschlossen oder Tabakblätter auf Versteigerun­
gen gekauft haben ;

ii ) die den so gekauften Tabak der ersten Bearbei­
tung und Aufbereitung unterziehen, damit er zum
Zwecke der Verarbeitung zu Tabakwaren oder
der Ausfuhr in dritte Länder verkauft werden
kann,

oder den so gekauften Tabak der ersten Bearbei­
tung und Aufbereitung unterziehen und sich ver­
pflichten, ihn zu Tabakwaren zu verarbeiten oder
in dritte Länder auszuführen .

(2) Abweichend von Absatz 1 Unterabsatz 2 wird
die Prämie solchen Erzeugern oder Erzeugerzusam­
menschlüssen gewährt, die die von ihnen erzeugten
Tabakblätter der ersten Bearbeitung und Aufberei­
tung unterziehen, wenn ihre Erzeugnisse verkauft
worden sind, um verarbeitet oder in dritte Länder
ausgeführt zu werden .

(3 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel , insbesondere die Bestimmungen über die Ver­
waltungskontrolle, werden nach dem Verfahren des
Artikels 17 erlassen .

Diese Durchführungsbestimmungen regeln die vorge­
schriebenen Klauseln der Verträge, insbesondere die
Klauseln über die Erwähnung des dem Erzeuger zu
zahlenden Preises und die Höhe der Prämie, zu der
der Vertrag berechtigt.

Artikel 4

( 1 ) Die Prämie, welche die Verwirklichung des
Zielpreises und den Absatz des in der Gemeinschaft
erzeugten Tabaks gewährleisten soll , wird auf einen
Betrag festgesetzt, der für jede Sorte aus zwei Teilbe­
trägen besteht :

a ) aus einem Teilbetrag, bei dessen Festsetzung fol­
gendes berücksichtigt wird :
i ) die bisherigen und voraussichtlichen Absatz­
möglichkeiten für diese Tabaksorten unter
normalen Wettbewerbsbedingungen auf dem
Markt der Gemeinschaft,

ii ) der Einfluß der Preisentwicklung bei aus drit­
ten Ländern eingeführtem Tabak, sofern und
insoweit dieser Tabak mit dem in der Gemein­
schaft erzeugten Tabak als Substitutions­
erzeugnis im Wettbewerb steht ;

b) aus einem pauschalen Teilbetrag zur Sicherstel­
lung bestmöglicher Bedingungen für die Verwirk­
lichung der Preis- und Einkommensgarantie und
für den Absatz des in der Gemeinschaft erzeugten
Tabaks .

Artikel 3

( 1 ) Allen natürlichen oder juristischen Personen,
die Tabakblätter unmittelbar von einem Erzeuger der
Gemeinschaft kaufen, wird eine Prämie gewährt.
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Abschläge werden nach dem Handelsbrauch und an
Hand objektiver Kriterien festgelegt.

(4) Die Interventionsstellen sind nur zum Ankauf
solcher Partien von Tabakblättern verpflichtet, die
mindestens den bei der Festsetzung der Zu- und Ab­
schläge nach Absatz 3 zugrunde gelegten Mindest­
qualitätsmerkmalen entsprechen .

(5 ) Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab­
satz 2 des Vertrages die Grundregeln für den Ankauf
von Tabakblättern durch die Interventionsstellen .

(2) Werden bei der Festsetzung des Prämienbetrags
die Kosten der ersten Bearbeitung und Aufbereitung
von Tabakblättern zu Tabakballen berücksichtigt, so
entsprechen diese Kosten den Kosten gut geführter, in
der Gemeinschaft ansässiger Unternehmen für erste
Bearbeitung und Aufbereitung von Tabak.

(3 ) Der Prämienbetrag wird festgesetzt :

a) je Kilogramm Tabakblätter, die nicht der ersten
Bearbeitung und Aufbereitung unterzogen worden
sind;

b ) für jede Sorte der Gemeinschaftserzeugung und
für die entsprechende Bezugsqualität.

Dieser Prämienbetrag gilt für die gesamte Tabak­
erzeugung der betreffenden Sorte. Sofern jedoch bei
einer bestimmten Sorte die Gewährung eines gleich
hohen Betrages für Tabak unterschiedlicher Qualität,
jedoch gleicher Sorte, das ordnungsgemäße Funktio­
nieren der gemeinsamen Marktorganisation und die
qualitative Anpassung der Erzeugung an die Bedürf­
nisse der Abnehmer zu beeinträchtigen droht, kann
der Prämienbetrag ausnahmsweise für von der Be­
zugsqualität abweichende Qualitäten über oder unter
dem normalerweise für die gesamte Tabakerzeugung
der betreffenden Sorte geltenden Betrag festgesetzt
werden .

(4) Der Rat setzt alljährlich vor dem 1 . November
auf Vorschlag der Kommission nach dem Abstim­
mungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2 des Vertra­
ges den für die Ernte des folgenden Kalenderjahres
geltenden Prämienbetrag für die einzelnen Sorten fest.

(6) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel , insbesondere die Festsetzung der Zu- und
Abschläge, die Verfahren und Bedingungen für die
Übernahme durch die Interventionsstellen , werden
nach dem Verfahren des Artikels 17 festgelegt­

Artikel 6

( 1 ) Für Tabakballen in der Gemeinschaft geernte­
ter Tabakblätter, die eine erste Bearbeitung und Auf­
bereitung erfahren haben, können abgeleitete Inter­
ventionspreise festgesetzt werden .

(2) Der abgeleitete Interventionspreis entspricht
für eine bestimmte Sorte dem nach Artikel 2 für
Tabakblätter der gleichen Sorte festgesetzten Inter­
ventionspreis zuzüglich der Kosten der ersten Bear­
beitung und Aufbereitung von Tabakblättern aus der
Gemeinschaftserzeugung zu Tabakballen ; diese
Kosten entsprechen den Kosten gut geführter, in der
Gemeinschaft ansässiger Unternehmen für erste Bear­
beitung und Aufbereitung.

(3 ) Der abgeleitete Interventionspreis wird wie
folgt festgesetzt :

a) für Tabakballen, die durch erste Bearbeitung und
Aufbereitung aus Tabakblättern der Gemein­
schaftsernte des folgenden Kalenderjahres herge­
stellt wurden ;

b ) für jede Sorte der Gemeinschaftserzeugung;

c) für eine Bezugsqualität, die der Durchschnittsqua­
lität der Tabakballen entspricht, die durch erste
Bearbeitung und Aufbereitung von Tabakblättern
der für den Zielpreis maßgebenden Bezugsqualität
der gleichen Sorte hergestellt wurden . .

Artikel 5

( 1 ) Die von den Mitgliedstaaten bezeichneten In­
terventionsstellen sind verpflichtet, die ihnen angebo­
tenen und in der Gemeinschaft geernteten Tabakblät­
ter unter den Bedingungen dieses Artikels anzukau­
fen, sofern diese Tabakblätter nicht nach Artikel 3
gekauft worden sind.

(2) Unter den nach Absatz 5 und 6 festgelegten Be­
dingungen erfolgt der Ankauf durch die Interven­
tionsstellen zum Interventionspreis für Tabak der Be­
zugsqualität, der gegebenenfalls mit den in Absatz 3
vorgesehenen Zu- und Abschlägen berichtigt wird.

(3 ) Für jede Tabaksorte werden Zu- und Ab­
schläge festgesetzt, mit denen der Interventionspreis
für Erzeugnisse, deren Qualität nicht der Bezugsquali­
tät entspricht, berichtigt werden kann. Diese Zu- und
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Unter den nach Absatz 3 und 4 festgelegten Bedin­
gungen können sie Verträge über die erste Bearbei­
tung und Aufbereitung sowie Lagerverträge abschlie­
ßen.

(2) Der Absatz des von den Interventionsstellen
nach Artikel 5 und 6 gekauften Tabaks erfolgt durch
öffentliche Versteigerung oder durch Ausschreibung.

Dieser Absatz hat so zu erfolgen, daß jede Störung
des Marktes verhindert und den Käufern gleicher Zu­
gang zu den Waren und gleiche Behandlung gewähr­
leistet werden.

Insbesondere darf der Absatz durch die Interventions­
stellen nicht den Absatz eines möglichst großen Teils
der Gemeinschaftsernte über den Handelsweg unter
den in Artikel 3 und 4 vorgesehenen Bedingungen be­
hindern .

(3 ) Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab­
satz 2 des Vertrages die Grundregeln für den Absatz
des im Besitz der Interventionsstellen befindlichen
Tabaks .

(4) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel, insbesondere die Verfahren und Bedingungen
für den Absatz durch die Interventionsstellen, werden
nach dem Verfahren des Artikels 17 festgesetzt.

(4) Die Tabakerzeuger und die Erzeugerzusam­
menschlüsse können Tabakballen zur Intervention
anbieten, sofern für diesen Tabak noch keine Prämie
gewährt worden ist.

Werden Tabakballen von natürlichen oder juristi­
schen Personen, die weder Erzeuger noch Erzeugerzu­
sammenschlüsse sind, zur Intervention angeboten, so
müssen diese Personen nachweisen, daß für diesen
Tabak noch keine Prämie gewährt worden ist und
daß der den Erzeugern oder den Erzeugerzusammen­
schlüssen gezahlte Preis mindestens dem Interven­
tionspreis für Tabakblätter gleich ist.

(5 ) Vorbehaltlich Absatz 4 sind die von den Mit­
gliedstaaten bezeichneten Interventionsstellen ver­
pflichtet, die ihnen angebotenen Tabakballen der Sor­
ten anzukaufen , für die ein abgeleiteter Interventions­
preis festgesetzt wird.

( 6 ) Unter den nach Absatz 8 und 9 festgelegten Be­
dingungen erfolgt der Ankauf durch die Interven­
tionsstellen zum abgeleiteten Interventionspreis für
Tabak der Bezugsqualität, der gegebenenfalls mit den
Zu- und Abschlägen gemäß Absatz 7 berichtigt wird .

(7) Für jede Tabaksorte werden Zu- und Ab­
schläge festgesetzt, mit denen der Interventionspreis
für Erzeugnisse, deren Qualität nicht der Bezugsquali­
tät entspricht, berichtigt werden kann. Diese Zu- und
Abschläge werden nach dem Handelsbrauch und an
Hand objektiver Kriterien festgelegt.

( 8 ) Die in diesem Artikel genannten Preise und die
für sie maßgebenden Bezugsqualitäten werden jähr­
lich vor dem 1 . August nach dem Verfahren des Arti­
kels 43 Absatz 2 des Vertrages festgesetzt .

(9 ) Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab­
satz 2 des Vertrages die Grundregeln für den Ankauf
von Tabakballen durch die Interventionsstellen .

( 10) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel, insbesondere die Festsetzung der Zu- und
Abschläge, die Verfahren und Bedingungen für die
Übernahme durch die Interventionsstellen und die
Einzelheiten für die Kontrolle des Ursprungs der zur
Intervention angebotenen Erzeugnisse, werden nach
dem Verfahren des Artikels 17 erlassen.

TITEL II

Regelung für den Handel mit dritten Ländern

Artikel 8

Soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt
ist und der Rat auf Vorschlag der Kommission nach
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2
des Vertrages keine anderslautenden Bestimmungen
erläßt, ist im Handel mit Drittländern folgendes un­
tersagt :

a) die Erhebung von Abgaben mit gleicher Wirkung
wie Zölle,

b ) die Anwendung mengenmäßiger Beschränkungen
oder Maßnahmen gleicher Wirkung.

Artikel 9

( 1 ) Um die Ausfuhr der in Artikel 1 genannten Er­
zeugnisse zu Weltmarktpreisen zu ermöglichen, kann

Artikel 7

( 1 ) Die Interventionsstellen übernehmen für die
nach Artikel 5 gekauften Tabakblätter die erste Bear­
beitung und Aufbereitung.
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staats oder von sich aus die erforderlichen Maßnah­
men ; diese werden den Mitgliedstaaten mitgeteilt und
sind unverzüglich anzuwenden. Ist die Kommission
mit einem Antrag eines Mitgliedstaats befaßt worden,
so entscheidet sie hierüber innerhalb von 24 Stunden
nach Eingang des Antrags .

(3 ) Jeder Mitgliedstaat kann die Maßnahme der
Kommission binnen einer Frist von höchstens 3
Arbeitstagen nach dem Tag ihrer Mitteilung dem Rat
vorlegen . Der Rat tritt unverzüglich zusammen. Er
kann die betreffende Maßnahme der Kommission
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab­
satz 2 des Vertrages ändern oder aufheben.

der Unterschied zwischen diesen Preisen und den
Preisen in der Gemeinschaft, soweit erforderlich,
durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen
werden.

Abgesehen von Ausnahmefällen, die nach dem Ver­
fahren des Artikels 17 beschlossen werden, wird die
Erstattung, die je nach Bestimmung oder Bestim­
mungsgebiet unterschiedlich sein kann, im Rahmen
der Inzidenz des Gemeinsamen Zolltarifs festgesetzt,
die an Hand der durchschnittlichen Angebotspreise
der Drittländer berechnet wird.

(2 ) Die Erstattung ist für die gesamte Gemein­
schaft gleich.

Die festgesetzte Erstattung wird auf Antrag gewährt.

Die Erstattungen werden in regelmäßigen Zeitabstän­
den nach dem Verfahren des Artikels 17 festgesetzt .
Die Kommission kann die Erstattungsbeträge, soweit
erforderlich, auf Antrag eines Mitgliedstaats oder von
sich aus zwischenzeitlich ändern.

(3 ) Der bei der Ausfuhr der in Artikel 1 genannten
Erzeugnisse anwendbare Erstattungsbetrag ist der Er­
stattungsbetrag, der am Tage der Ausfuhr gilt.

(4) Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab­
satz 2 des Vertrages die Grundregeln für die Gewäh­
rung der Erstattungen bei der Ausfuhr sowie die Kri­
terien für die Festsetzung der Erstattungsbeträge.

(5 ) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel werden nach dem Verfahren des Artikels 17
festgelegt.

Artikel 10

( 1 ) Wird der Markt in der Gemeinschaft für in
Artikel 1 genannte Erzeugnisse auf Grund von Ein­
fuhren oder Ausfuhren ernstlichen Störungen ausge­
setzt oder von ernstlichen Störungen bedroht, die die
Ziele des Artikels 39 des Vertrages gefährden könn­
ten, so können im Handel mit dritten Ländern geeig­
nete Maßnahmen angewandt werden, bis die tatsäch­
liche oder die drohende Störung behoben ist.

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission nach
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2
des Vertrages die Durchführungsbestimmungen zu
diesem Absatz fest und bestimmt, in welchen Fällen
und innerhalb welcher Grenzen die Mitgliedstaaten
Schutzmaßnahmen treffen können.

(2) Tritt die in Absatz 1 erwähnte Lage ein/ so be­
schließt die Kommission auf Antrag eines Mitglied­

TITEL III

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 11

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen dieser
Verordnung sind die Artikel 92 bis 94 des Vertrages
auf die Erzeugung der in Artikel 1 genannten Erzeug­
nisse und den Handel mit diesen Erzeugnissen an­
wendbar.

Artikel 12

Mit dieser Verordnung sind alle Bestimmungen un­
vereinbar, die bestimmten natürlichen oder juristi­
schen Personen oder den Angehörigen eines Mitglied­
staats folgendes vorbehalten : den Anbau von Tabak,
die erste Bearbeitung einschließlich des Fermentie­
rens, die Vermarktung, insbesondere das Säen , Pflan­
zen, Ernten, Aufbereiten , Befördern , Lagern , Kaufen
und Verkaufen, soweit es sich um die in Artikel 1 ge­
nannten Erzeugnisse handelt.

Artikel 13

( 1 ) Überschreiten bei einer Sorte oder Sorten­
gruppe die von den Interventionsstellen übernomme­
nen Mengen für eine gegebene Ernte einen bestimm­
ten Hundertsatz der Erzeugung bzw. in allen Fällen
eine bestimmte Menge, so prüft der Rat die Lage auf
Grund eines Berichtes, den ihm die Kommission am
Ende des Wirtschaftsjahres und spätestens bis zum
30. April des auf die Ernte folgenden Kalenderjahres
vorlegt.

(2) Die in Absatz 1 genannten Hundertsätze und
Mengen werden vom Rat auf Vorschlag der Kommis­
sion nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43
Absatz 2 des Vertrages vor dem 1 . Juni 1970 festge­
legt.
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nahmen Schätzungen über ihre voraussichtlichen
Auswirkungen auf die Beschäftigungslage und die
Lebenshaltung der betroffenen Erzeuger. Unter Be­
rücksichtigung des besonderen Charakters der Pro­
bleme, die sich auf dem Tabaksektor ergeben kön­
nen, wird in den Fällen, in denen die Umstände dies
erfordern, dem Rat, der darüber nach dem in Absatz
7 genannten Verfahren befindet, ein Programm für
nicht an das Erzeugnis gebundene Beihilfen vorge­
schlagen.

Artikel 14

( 1 ) Die Bestimmungen der Verordnung über die
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik gelten
für den Markt der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse
vom Zeitpunkt der Anwendung der in dieser Verord­
nung vorgesehenen Regelung an.

(2) Vom Zeitpunkt der Anwendung der in dieser
Verordnung vorgesehenen Regelung an finden Artikel
40 Absatz 4 des Vertrages und die dazu ergangenen
Durchführungsbestimmungen, soweit es sich um die
Abteilung Garantie des Europäischen Ausrichtungs­
und Garantiefonds für die Landwirtschaft handelt,
für die Märkte der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse
auf die französischen überseeischen Departements
Anwendung.

(3 ) Im Anschluß an die in Absatz 1 vorgesehene
Prüfung erläßt der Rat auf Vorschlag der Kommis­
sion nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43
Absatz 2 des Vertrages vor dem 1 . August die für die
Ernte des folgenden Kalenderjahres geltenden Maß­
nahmen, mit denen ein besseres Gleichgewicht zwi­
schen Erzeugung und Nachfrage wiederhergestellt
und die Lagerbestände verringert werden können.

(4) Reichen die Instrumente der Preisregelung
nicht aus, um die gewünschte Produktionsausrichtung
herbeizuführen, so erläßt der Rat spezifische Maß­
nahmen für diejenigen Sorten, bei denen die Absatz­
schwierigkeiten wesentlich zum Zustandekommen
der in Absatz 1 genannten Lage geführt haben.

(5 ) Diese spezifischen Maßnahmen können für alle
betreffenden Sorten namentlich folgendes umfassen:

— Herabsetzung des Niveaus der Interventions­
preise,

— Ausschluß bestimmter oder aller Qualitäten der
betreffenden Tabaksorte von den Interventions­
käufen.

(6) Falls die Gemeinschaftserzeugung bei allen
Tabaksorten, für die die Gewährung einer Prämie be­
schlossen worden ist, einen bestimmten Hundertsatz
der durchschnittlichen Erzeugung der drei vorherge­
henden Erntejahre bei den gleichen Sorten überschrei­
tet, unterbreitet die Kommission dem Rat einen Be­
richt, in dem die festgestellten Ursachen und voraus­
sichtlichen Auswirkungen dieser Entwicklung unter­
sucht werden. Die Kommission schlägt dem Rat ge­
eignete Maßnahmen vor, die insbesondere in einer
Senkung der Zielpreise mit einer entsprechenden Her­
absetzung des Prämienbetrags für diejenigen Sorten
bestehen können, bei denen die Stützung am stärk­
sten ist und bei denen sich das Produktionsvolumen
vor allem in Verbindung mit einer Vergrößerung der
Anbauflächen am stärksten ausgeweitet hätte.

Die Hundertsätze gemäß Unterabsatz 1 werden vom
Rat auf Vorschlag der Kommission nach dem Ab­
stimmungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2 des
Vertrages vor dem 1. Juni 1970 festgesetzt.

(7) Der Rat erläßt vor dem 1 . August im Rahmen
des Verfahrens nach Artikel 2 für die Festsetzung der
Preise betreffend die Ernte des folgenden Kalender­
jahres nach dem Verfahren des Artikels 43 Absatz 2
des Vertrages die Maßnahmen, die er in bezug auf die
in Absatz 6 genannte Lage für erforderlich hält.

( 8 ) Im Rahmen der in den Absätzen 1 und 6 ge­
nannten Berichte unterbreitet die Kommission dem
Rat für die einzelnen von ihr vorgeschlagenen Maß­

Artikel 15

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen sich
gegenseitig die zur Durchführung dieser Verordnung
erforderlichen Angaben mit. Die Einzelheiten der
Mitteilung und der Bekanntgabe dieser Angaben, die
insbesondere Statistiken über die Ein- und Ausfuhren
umfassen, werden nach dem Verfahren des Artikels
17 festgelegt.

Artikel 16

( 1 ) Es wird ein Verwaltungsausschuß für Tabak —
im folgenden „Ausschuß" genannt — eingesetzt, der
sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammen­
setzt und unter dem Vorsitz eines Vertreters der
Kommission zusammentritt.

(2) In diesem Ausschuß werden die Stimmen der
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertra­
ges gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstim­
mung nicht teil.

Artikel 17

( 1 ) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver­
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsitzende
entweder von sich aus oder auf Antrag des Vertreters
eines Mitgliedstaats den Ausschuß.
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(2) Für das erste Jahr werden die Zielpreise so
festgesetzt, daß die Interventionspreise auf einem
Niveau liegen, das den Erzeugern für jede Sorte Preise
gewährleistet, die zumindest den durchschnittlichen
für die Ernten 1967, 1968 und 1969 erzielten Preisen
gleich sind, die gegebenenfalls um die Auswirkung
der im gleichen Zeitraum gewährten Beihilfen erhöht
werden.

(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der
Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb
einer Frist, die der Vorsitzende entsprechend der
Dringlichkeit der zu prüfenden Frage bestimmen
kann, Stellung. Die Stellungnahme kommt mit einer
Mehrheit von zwölf Stimmen zustande.

(3 ) Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort
anwendbar sind . Entsprechen jedoch diese Maßnah­
men nicht der Stellungnahme des Ausschusses, so
werden sie dem Rat von der Kommission alsbald mit­
geteilt ; in diesem Fall kann die Kommission die An­
wendung der von ihr beschlossenen Maßnahmen bis
zur Dauer von höchstens einem Monat nach dieser
Mitteilung aussetzen .

Der Rat kann nach dem Abstimmungsverfahren des
Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages binnen einer Frist
von einem Monat anders entscheiden.

(3 ) Der Rat setzt nach den Verfahren der Artikel 2
bis 7 folgendes fest:

— vor dem 1 . Juni 1970 die für die Ernte 1970 gel­
tenden Zielpreise, Interventionspreise und Prä­
mienbeträge ;

— vor dem 1 . Juni 1970 die Grundregeln für die
Aufkäufe der Interventionsstellen ;

--— vor dem 1 . November 1970 :

— die Grundregeln für den Absatz von Tabak im
Besitz der Interventionsstellen,

— die Grundregeln für die Gewährung der Er­
stattungen bei der Ausfuhr,

— die Durchführungsbestimmungen zu Artikel
10 Absatz 1 .

Artikel 18

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, die
ihm der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag des
Vertreters eines Mitgliedstaats vorlegt.

Artikel 19

Bei der Durchführung dieser Verordnung ist zugleich
den in den Artikeln 39 und 110 des Vertrages ge­
nannten Zielen in geeigneter Weise Rechnung zu tra­
gen.

Artikel 20

( 1 ) Die in den Artikeln 2 bis 7 festgelegte Preis­
regelung gilt erstmals für die Ernte 1970.

Artikel 21

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf­
ten in Kraft .

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission nach
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2
des Vertrages Übergangsbestimmungen erlassen , in
denen die Bedingungen für die Anwendung gewisser
Vorschriften dieser Verordnung festgelegt werden.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 21 . April 1970.
Im Namen des Rates

Der Präsident

P. HARMEL


